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Antrag 

der Abgeordneten Frau Eid und der Fraktion DIE GRÜNEN 


Anwendung des „Gesetzes zur Offenlegung finanzieller Zuwendungen aus dem 
Ausland“ (Disclosure of Foreign Funding Act) durch die Regierung der Republik 
Südafrika 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, sich bei 
der südafrikanischen Regierung dafür einzusetzen, daß der Be- 
schluß, das Wilgespruit Fellowship Centre zu einer „reporting 
Organisation'' gemäß dem „Gesetz zur Offenlegung finanzieller 
Zuwendungen aus dem Ausland" zu erklären, unverzüglich rück- 
gängig gemacht wird. 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, auf einen Protest der 
Europäischen Gemeinschaft gegen diese neuerlichen Maßnah- 
men, die auch gegen das EG-Sonderprogramm für die Opfer der 
Apartheid gerichtet sind, zu drängen. 

Der Deutsche Bundestag sieht in dem „Gesetz zur Offenlegung 
finanzieller Zuwendungen aus dem Ausland" eine schwere Be- 
einträchtigung der von der Europäischen Gemeinschaft be- 
schlossenen positiven Maßnahmen, mit denen ein Beitrag zur 
Überwindung der Apartheid geleistet werden soll. 

Der Deutsche Bundestag fordert die südafrikanische Regierung 
auf, eindeutig zu erklären, daß sie dieses Gesetz außer Kraft 
setzen wird. 

Bonn, den 14. Februar 1990 

Frau Eid 

Hoss, Frau Schoppe, Frau Dr. Vollmer und Fraktion 


Begründung umseitig 
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Begründung 

Bereits im August 1989 wurde mehreren Organisationen, die 
Mittel aus dem EG-Fonds für die Opfer der Apartheid erhalten, 
u. a. dem Kagiso-Trust, WFC, seitens der südafrikanischen Regie- 
rung damit gedroht, sie zu einer „reporting Organisation" im 
Sinne des „Gesetzes zur Offenlegung finanzieller Zuwendungen 
aus dem Ausland" zu erklären. 

Dieses Gesetz, das die Offenlegung finanzieller Zuwendungen 
aus dem Ausland sowie der Mittelverwendung und der an Hilfs- 
programmen beteiligten Personen vorschreibt, trat kurz vor Amts- 
antritt Präsident de Klerks in Kraft. Sollte das Gesetz weiterhin 
Anwendung finden, werden dadurch sämtliche Projekte, die Gel- 
der aus dem Ausland erhalten und der Unterstützung der schwar- 
zen Bevölkerungsmehrheit in Südafrika dienen, in Frage gestellt. 
Die Arbeit der durch den EG-Fonds für die Opfer der Apartheid 
finanzierten Organisationen - im vorliegenden Fall das Wilge- 
spruit Fellowship Centre, eine kleine kirchliche Organisation - ist 
durch die Maßnahmen der südafrikanischen Regierung erheblich 
gefährdet. Der Deutsche Bundestag kann nicht zulassen, daß die 
Regierung de Klerk hier einen Präzedenzfall schafft. 
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